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DER BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

Z. 7085-Pro2!1971 
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Kanzlei des Präsidenten 
des N~tionalrates 
Parlament 
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/-r Jänner 1972 
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Auf die Anfrage der Abgeordneten Dr~Leitner und Genossen vom 
90Dezember 1971 ~ Nr.,79/J ~ betreff(~nd Famili.enlastenausgleichsfonds, 
beehre ich mich mitzuteileng 

Nach den einschlägigen Bestimmungen des Familienlastenau.sgleichs­
gesetzes ;1967 ist; der 13undesminister für Finanzen, ermächtigt, . 
Verträge mit Verkehrsuntiernehmen zur Durchführung von Schülerfrei­
fahrten im öffentlichen Verkehr (Linienverkehr) abzuschließen,,' 
Für Fa.."1rten im GelegenheitsYlerkehr besteht diese 11öglichkeit nicht; 
die Abgel tung der Fab.r'tkosten erfolgt in diesen Fällen durch die 
Schulfahrtbeihilfe~ Der Abschluß von Verträgen zur Durchführung 
von SchülerfreifB.llrten im Geleg~n..1J.ei tsverkeb.r hätte eine Gesetzes- . 
ano.erung z,ur Voraussetzung .. Invlie1tJei t die derzeitige gesetzliche 
Regelung geändert werden sol19 iJrird derzeit noch geprüft .. 

Fahrten eines Schülers z'.1ischen dem FamilienvlOhnsitz und einem 
Internat:p vlelchenicht täglich, sondern nur in größeren Zei tab-

.; .. 
ständen erfolgen~ konnten in die Schülerfreifahrt aus verrechnungs-
technischen Gründen nicht einbezogen werdel10 Die Kosten hiefür 
v/erden durch die Schulfahrtbeihilfe abgegol tena 

Die Regelung.~ d.aß die Gebietskörperschaften keine Bei träge an den 
Ausgleichsfonds für Familienbeih.ilfen zu entrichten haben, beruht 
auf einem einstimmigen Beschluß des Nationalrates; ebenso die 
Ausdehnung dieser Regelung auf die gemeinnützigen Krankenanstalten. 
Die Ersparnisse~ die sich für die. Gebietskörperschaften und die 
gemeinnützigen Krankenanstalten dadurch ergeben, können- insbe­
sondereim Hinblick auf die große Anzahl der Gemeinden - schwer 
geschätzt werdel10 Auch wirkt sich diese Regelung sehr unterschied­
lich aus, zumal .sie ei.ner Gebietskörperschaft zum Nachteil ge­
reichen kann, wenn die rulsgezahlten Familienbeihilfen höher sind 
als 6 % der Lohnsummeo 

Die Anzahl der Kinder öffentlich B€diensteter~ für die Schulfahrt-
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beihilfen zu zahlen sein werden oder die in den GenuB 
von Schülerfreifahrten kommen~ kann ohne aufwendige Erhe­
bungen auch nicht annähernd exakt geschätzt werden, noch 
kann der Aufwand hiefür ermittelt werdeno 
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